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Ungeachtet ihrer unterschiedlichen Tradi-
tionen haben die in den Vereinten Natio-
nen vertretenen Völker in Art. 1 der All-
gemeinen Erklärung der Menschenrechte 
(AEMR) vom 10. Dezember 19481 einen 
objektiven Konsens über die universelle 
Anerkennung der Menschenwürde zum 
Ausdruck gebracht: 

 Alle Menschen sind frei und gleich an 
Würde und Rechten geboren. Sie sind mit 
Vernunft und Gewissen begabt und sollen 
einander im Geiste der Brüderlichkeit be-
gegnen. 

In der Präambel der UN-Charta bekräfti-
gen sie ihren  

Glauben an die Grundrechte des Menschen, an 
Würde und Wert der menschlichen Persönlich-
keit, an die Gleichberechtigung von Mann und 
Frau sowie von allen Nationen.  

Die Menschenwürde ist der unveräußerli-
che, universelle Kern der Menschenrechte.2 
                                                      

                                                     

1  Allgemeine Erklärung der Menschenrechte, 
UN-Dok. A/810, S. 71. 

2  Dazu Angelika Emmerich-Fritsche, Vom Völker-
recht zum Weltrecht, 2007, S. 465ff. Siehe auch 
Paul Tiedemann, Menschenwürde als Rechtsbeg-
riff, 2007. 

Unbeschadet der Erkenntnisse der Hirnfor-
schung fußen Menschenwürde und Men-
schenrechte, ja das Recht überhaupt, auf 
der Anerkennung des Menschen als auch 
zur sittlich-vernünftigen Entscheidung 
fähiges oder sich als solches denkendes 
und eigene Daseinsverantwortung tragen-
des Subjekt.3 Obwohl die Menschenwürde 
als Grundlage jeder menschlichen Gemein-
schaft bezeichnet wird (Präambel AEMR) 
und in zahlreichen internationalen Verträ-
gen und nationalen Verfassungen positi-
viert sowie in einzelnen Rechten materiali-
siert worden ist4, wird die Universalität der 
Menschenwürde und der Menschenrechte 
zum Teil kulturrelativistisch bestritten. Im 
Folgenden sollen in einem Dialog, der die 
gegensätzlichen Positionen nachzeichnet, 
einerseits die Kulturtranszendenz und an-
dererseits die kulturkritische Komponente 
der Menschenwürde erörtert werden. 

 

I. Sind die Menschenrechte universell 
oder nur an die abendländische Tra-
dition gebunden? 

These: Die Menschenrechte sind an die kul-
turellen und philosophischen Vorausset-
zungen der abendländischen Tradition 
gebunden. Sie fußen auf einem typisch 
westlichen, individualistischen und anthro-
pozentrischen Menschenbild, das keine 
Universalität beanspruchen kann, weil es 
den eher gemeinschaftsorientierten, theo-

 
3  Vgl. Klaus Dicke, Menschenrechte als Kulturim-

perialismus? in: ders./Michael Edinger/Oliver 
Lembcke (Hrsg.), Menschenrechte und Entwick-
lung, 1997, S. 57 -76 (S. 67f.). 

4  Überblick unter www.institut-fuer-
menschenrechte.de/webcom/show_page.php/ 
_c-578/_nr-1/i.html (zuletzt besucht 14. Febru-
ar 2008). 
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zentrischen oder kosmozentrischen Kultu-
ren außerhalb Europas und Nordamerikas 
widerspricht.5 Dies gilt auch für die vor-
geblich „universale“ Menschenrechtserklä-
rung durch die Generalversammlung der 
Vereinten Nationen vom 10. Dezember 
1948. Die Deklaration ist angesichts des 
damaligen Übergewichts westlicher Staa-
ten in den Vereinten Nationen deutlich von 
der amerikanisch-europäischen Ideenwelt 
gekennzeichnet.6  

Die politischen Führungen Chinas, Nord-
koreas, islamistische und nicht wenige 
Herrschaftsordnungen Afrikas stehen, 
selbst soweit sie sich formell zur Allgemei-
nen Erklärung der Menschenrechte be-
kannt haben, der Menschenrechtsidee re-
serviert, relativierend oder sogar ableh-
nend gegenüber. Manche islamischen Staa-
ten fügen im Widerspruch zu dem univer-
sellen Zweck von Menschenrechtsverträ-
gen den (mit Art. 19 WVK nicht konfor-
men) generellen Vorbehalt bei, daß sie mit 
der Scharia übereinstimmen müßten.7  Sau-
di-Arabien beruft sich darauf, daß die Reli-
gionsfreiheit mit den Vorschriften des Ko-
rans nicht vereinbar sei. Die Lehre des Is-
lam gestattet zwar die Freiheit der Religi-
onswahl und der Religionsausübung, je-
doch nicht einen Wechsel vom Islam in 
eine andere Religion. Vor allem das Ord-
nungssystem der islamischen Scharia, de-
ren Quellen aus dem Koran, der beispiel-
haften Praxis des Propheten (Sunna) sowie 
dem Konsens der Gemeinde über die Deu-
tung besteht,8 bietet Konfliktstoff zur Au-

                                                      

                                                                              

5  Adamantia Pollis/Peter Schwab, A Western con-
struct, in: dies. (Hrsg.), Human rights, 1979, S. 1-
18; Matthias Herdegen, Der Universalitätsan-
spruch des Rechtsstaates, in: ARSP-Beiheft 65, 
1996, S. 116-127 (S. 117). 

6  Klaus Stern, Zur Universalität der Menschen-
rechte, in: Franz Ruland (Hrsg.), Verfassung, 
Theorie und Praxis des Sozialstaats: Festschrift 
für Hans F. Zacher, 1998, S. 1065–1079 (S. 1068). 

7  Ralph A. Lorz, Menschenrechte unter Vorbehalt, 
in: Der Staat 41, 2002, S. 29-46 (S. 36ff.). 

8  Dazu Alexandra Petersohn, Islamisches Men-
schenrechtsverständnis unter Berücksichtigung 
der Vorbehalte muslimischer Staaten zu den 

tonomie des Willens9 und zu den Men-
schenrechten10, insbesondere zu Diskrimi-
nierungsverboten wegen Religion und Ge-
schlecht (vgl. etwa Art. 2, Art. 23 Abs. 4 
Internationaler Pakt über bürgerliche und 
politische Rechte (IPbpR)11). So haben 
Männer und Frauen, Muslime und Nicht-
muslime nicht den gleichen Status als Zeu-
gen vor Gericht (Koransure 2:282). Für  
Ehebruch erlaubt die Scharia traditionell 
die Todesstrafe durch Steinigung, obwohl 
der entsprechende Koranvers (24:1-5) nur 
Peitschenhiebe vorsieht. Der Abfall vom 
Islam wird häufig mit dem Tod bestraft 
(vgl. Sure 4,90). Die relativistische Lehre 
überläßt es den Staaten, ob in ihrem Gebiet 
die Menschenrechte gelten sollen oder 
nicht. 

  

Antithese: Menschenrechte sind kul-
turtranszendierend.  

1.    Keine Usurpation der Menschenrechte 
durch einen Kulturkreis 

Mit der im Westen verbreiteten Annahme, 
daß die Ideen der Menschenwürde und der 
Menschenrechte ihre geistesgeschichtlichen 
Wurzeln allein in der europäisch-
atlantischen Tradition haben sollen,12 ist 
die Anmaßung verbunden, daß der Westen 
die universellen Menschenrechte, die allen 
Menschen gehören, usurpiert und als sein 
„Eigentum“ behandelt. Das ist ein Affront 
gegen Menschen in Afrika oder Asien, die 
unter Menschenrechtsverletzungen leiden 

 
Menschenrechtsverträgen, 1999, S. 13ff.; Isam K. 
Salem, Islam und Völkerrecht, 1984, S. 31ff. 

9  Dazu Tilman Nagel, Erst der Muslim ist ein freier 
Mensch!, in: Georg Nolte/Hans–Ludwig 
Schreiber (Hrsg.), Der Mensch und seine Rechte, 
2004, S. 121-136 (S. 121 f.). 

10  Dazu Heiner Bielefeldt, Philosophie der Men-
schenrechte. Grundlagen eines weltweiten Frei-
heitsethos, 1998, S. 131ff.; Kerstin Ebock, Der 
Schutz grundlegender Menschenrechte durch 
kollektive Zwangsmaßnahmen der Staatenge-
meinschaft. Vom Interventionsverbot zur Pflicht 
zur humanitären Intervention?, 2000, S. 184ff.  

11  Vom 16. Dezember 1966, UNTS Bd. 999, S. 717; 
BGBl. 1973 II S. 1534. 

12  Dicke (Fn. 3), S. 61. 
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oder gegen solche ankämpfen und er-
schwert die tatsächliche universelle Aner-
kennung der Menschenrechte sowie einen 
globalen Menschenrechtsdialog. Einen ex-
klusiven Anspruch auf die Idee der Men-
schenrechte, den es auch von islamischer 
Seite gibt, kann kein Kulturkreis für sich 
vereinnahmen, ohne das Wesen der Men-
schenrechte zu verkennen. Außerdem wi-
derspricht dies auch der Realität der Ver-
einten Nationen, in denen viele Staaten 
außerhalb des abendländischen Kulturkrei-
ses an der Entwicklung der internationalen 
Menschenrechtsabkommen mitwirken. Die 
afrikanischen und islamischen Staaten ha-
ben zudem  eigene Konventionen des regi-
onalen Menschenrechtsschutzes sowie 
Menschenrechtserklärungen verabschiedet 
(Banjul Charta, Afrikanische Charta der 
Menschenrechte und Rechte der Völker, in 
Kraft getreten 21. Oktober 1986; Arabische 
Charta der Menschenrechte vom 15. Sep-
tember 1994, überarbeitet 2004). 

 

2.    Unrechtserfahrungen und Aufklärung   

Die Menschenrechte sind hart erkämpft 
und aus fundamentalen Unrechtserfahrun-
gen (Vertreibung, Verfolgung, Absolutis-
mus, Sklaverei, religiöse Intoleranz, Ras-
sismus u.s.w.) heraus bewußt geworden.13  
Der Kolonialismus des Abendlandes ging 
mit elementaren Menschenrechtsverlet-
zungen einher, insbesondere der Sklaverei 
und der Rassendiskriminierung. Der Be-
freiungskampf der kolonisierten (damals 
sogenannten unzivilisierten) Völker ist da-
gegen unter Berufung auf Freiheit, Gleich-
heit und Selbständigkeit geführt worden. 
Heute sind die ökonomischen und sozialen 
Fragen, die im Europa des 19. Jahrhunderts 
zur Entwicklung sozialer Menschenrechte 
geführt haben, typische Probleme der Glo-
balisierung. Die Entwicklung von Men-
schenrechten ist ein Lern- und Aufklä-
rungsprozeß, der auch die Aufgabe stellt, 
                                                      

                                                     

13  Dicke (Fn. 3), S. 64f.; Heiner Bielefeldt, Universale 
Menschenrechte angesichts der Pluralität der 
Kulturen, in: Hans-Richard Reuter (Hrsg.),  
Ethik der Menschenrechte I, 1999, S. 43-73 (S. 
56). 

die Menschenwürde nicht nur auf die ih-
nen vertraute verwandte, ethnische, religi-
öse, kulturelle oder nationale Gemeinschaft 
zu beziehen, sondern auf alle Menschen. 
Die Entwicklung der Menschenrechte ist 
nicht exklusiv mit der westlichen Kultur 
verbunden. Der Schritt von gemeinsamen 
Unrechtserfahrungen hin zu institutionel-
len Sicherungen der Menschenrechte ist in 
jedem  Staat möglich.  

 

3.   Menschenwürde in verschiedenen Kul-
turkreisen  

Die Annahme, die Geltung der Menschen-
rechte sei vom kulturellen Standort abhän-
gig,14 führt dazu, daß der Begriff der Men-
schenwürde nicht nur relativiert, sondern 
gänzlich aufgegeben wird; denn Men-
schenwürde und Menschenrechte bean-
spruchen von ihrem Begriff und Wesen her 
für jeden Menschen zu gelten.15 Die Idee 
der  Menschenwürde ist normativ, aber 
auch in kulturwissenschaftlicher Betrach-
tung kulturtranszendental,16 wenn keine 
„kulturessentialistischen Exklusivansprü-
che“17 an sie erhoben werden.  

 
14  Richard Rorty, Objectivsm, Relativism and 

Truth, 1991; dazu Jack Donnelly, Cultural Rela-
tivism, in: Human Rights Quarterly (HRQ) 
1984, S. 400 - 419 (S. 403ff.); John F. G. Hannaford, 
Truth, Tradition and Confrontation, in: Cana-
dian Yearbook of International Law 1993, S. 151-
187  (S. 165ff.); Adamantia Pollis, Cultural Rela-
tivism Revisited, in: HRQ 1996, S. 316-344 (S. 
316ff.); Michael J. Perry, Are Human Rights Uni-
versal?, in: HRQ 1997, S. 461-509( 468); Karl-
Heinz Pohl, Zwischen Universalismus und Rela-
tivismus, in: MUT 2/1999, S. 56-73 (S. 59).  

15  Martin Kriele, Zur Universalität der Menschen-
rechte, in: ARSP-Beiheft 51, 1993, S. 47-61 (S. 47); 
Siegfried König, Zur Begründung der Menschen-
rechte: Hobbes – Locke - Kant, 1994, S. 56. 

16  Dicke (Fn. 3), S. 66; Walter Schweidler, Menschen-
rechte und kulturelle Identität, in: ders. (Hrsg.), 
Menschenrechte und Gemeinsinn – westlicher 
und östlicher Weg? Ergebnisse und Beiträge der 
internationalen Expertentagung der Hermann- 
und Marianne-Straniak-Stiftung, 1996, 1998, S. 
15-34 (S. 21f.). 

17  Bielefeldt (Fn. 10), S. 145. 
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So gut wie in allen Kulturen schützt das 
Strafrecht die Menschenrechte auf Leib und 
Leben, auf Eigentum und auf einen guten 
Namen („Ehre“). Der “cross-cultural ap-
proach”18 versucht im Wege des Kultur-
vergleichs, empirische Gemeinsamkeiten 
als Basis des Diskurses über gemeinsame 
Menschenrechte festzustellen, mit dem 
Ergebnis, daß in allen Religionen und Kul-
turen Elemente vorhanden sind, die etwa 
Frieden, Toleranz, Gewissensfreiheit, Wür-
de und Gleichheit der Person sowie soziale 
Gerechtigkeit stützen.19 Die Goldene Regel 
z.B. findet eine Entsprechung in allen Welt-
religionen,20 so im Konfuzianismus (Konfu-
zius, Gespräche, Kap. XV, 24 u. ö), im Ju-
dentum (Talmud, Schabbat 31a), in der 
Bibel (AT, Tobias 4, 16 apokryph; NT Mat-
thäus 7, 12; Lukas 6, 31), im Islam (40 Ha-
dithe von an-Nawawi), im Jainismus 
(Sutrakritanga I, 11, 33), im Buddhismus 
(Samyutta Nikaya V, 353.35 – 354.2) sowie 
im Hinduismus (Mahābhārata XIII.114.8). 
Der ursprüngliche (von westlicher Traditi-
on unbeeinflußte) arabische Begriff der 
Freiheit (hurriya) verbindet innere und äu-
ßere Freiheit: Er bedeutet „auf rechtlicher 
Ebene das Gegenteil des Sklavendaseins.“21  

Daß sich die Regierungen oft an die Men-
schenrechte nicht halten (dies aber meist 
leugnen oder bemänteln), berührt ihre 
grundsätzliche normative Geltung nicht. 
„Die Geltung der Norm erweist sich an 
ihrer Verletzung.“22 Auf den Konsens mit 
dem Rechtsbrecher, dem Tyrannen oder 

                                                      
                                                     

18  Abduhlahi An-Na’im (Hrsg.), Human Rights in 
Cross-Cultural Perspectives, 1992. 

19  Vgl. Hans Küng, Projekt Weltethos, 1990, S. 81ff.; 
ders., Weltethos für Weltpolitik und Weltwirt-
schaft, 1998, S. 130ff. 

20  Küng (Fn. 19), 1998, S. 140. 
21  Rotraud Wielandt, Menschenwürde und Freiheit 

in der Reflexion zeitgenössischer muslimischer 
Denker, in: Johannes Schwartländer (Hrsg.), 
Freiheit der Religion, 1993, S. 179-209 (S. 181).  

22  Niklas Luhmann, Das Paradox der Menschen-
rechte und drei Formen seiner Entfaltung, in: 
Rechtsnorm und Rechtswirklichkeit, Festschrift 
für Werner Krawietz zum 60. Geburtstag, 1993, 
S. 539-546 (S. 544).  

dem Folterer kommt es nicht an,23 weil er 
sich nicht an die Diskursregeln24 hält.  

Der Koran als solcher steht der Menschen-
würde (vgl. Suren 17:70; 2:30) und univer-
sellen Menschenrechten nicht entgegen, 
jedoch diejenigen, die ihn fundamentalis-
tisch und ohne Rücksicht auf Zeit und Si-
tuation auslegen.  In der islamischen Welt 
ist die grundsätzliche Geltung der Würde 
des Menschen anerkannt25 und es existie-
ren Bemühungen, die Gesetzgebung nicht 
ausschließlich der Religion unterzuordnen 
oder sogar davon zu trennen.26 Zum 
Abschluß des Gipfeltreffens der Konferenz 
Islamischer Staaten in Teheran am 11. De-
zember 1997 hat der damalige iranische 
Staatspräsident Chatami eingeräumt: „Wir 
kommen nicht darum herum, positive E-
lemente der westlichen staatsbürgerlichen 
Gesellschaft vorsichtig zu assimilieren.“27 
In Deutschland hat sich im Februar 2002 
der Zentralrat der Muslime in einer „Isla-
mischen Charta“, einer „Grundsatzerklä-
rung zur Beziehung der Muslime zu Staat 
und Gesellschaft“ explizit zur Ordnung des 
Grundgesetzes „einschließlich des aktiven 
und passiven Wahlrechts der Frau sowie 
der Religionsfreiheit“ bekannt. Die Sure 
2:257 des Korans widerspricht religiöser 
Intoleranz und Gewalt: „In der Religion 
soll kein Zwang ausgeübt werden.“ In der 
Präambel der Verfassung Marokkos, das 
sich als „muslimischer Staat“ begreift, sind 
die „allgemein anerkannten Menschenrech-
te“ aufgenommen worden. Nach Art. 5 der 

 
23  Martin Kriele (Fn. 15), S. 52ff. 
24  Vgl. Karl-Otto Apel, Diskurs und Verantwor-

tung, 1988, S. 254ff.; Jürgen Habermas, Erläute-
rungen zur Diskursethik, 1991, S. 13f.; Axel 
Tschentscher, Prozedurale Theorien der Gerech-
tigkeit, 2000, S. 232f. 

25  Wielandt (Fn. 21), S. 179ff. 
26  Z.B. Art. 2 türkische Verfassung; Petersohn, (Fn. 

8),  S. 20ff.; Bassam Tibi, Islamic Law / Shari’a, 
Human Rights, Universal Morality of Interna-
tional Relations, in: HRQ 16 (1994), S. 277-299 
(S. 285ff.); Bielefeldt (Fn. 10), S. 137ff.; Anthony T. 
Chase/Amr Hamzawy (Hrsg.), Human rights in 
the Arab world, independent voices, 2006. 

27  Zit. nach Neue Züricher Zeitung vom 
12.12.1997, S. 2. 
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Verfassung gewährleistet die Tunesische 
Republik „die Würde der Person und die 
Freiheit des Gewissens. Und schützt die 
freie Ausübung der Religion, soweit die 
Öffentliche Ordnung dadurch nicht ge-
fährdet wird“. Ein weiteres Beispiel für das 
Bemühen eines islamischen Staates, Islam 
und die allgemeinen Menschenrechte in 
Einklang zu bringen, ist die neue afghani-
sche Verfassung, die sowohl auf die Scha-
ria (z. B. Art. 130, 131) als auch auf die All-
gemeine Menschenrechtserklärung (Prä-
ambel, Art. 7) verweist und sich gleichzei-
tig zum Islam als Staatsreligion sowie zur 
Religionsfreiheit bekennt (Art. 2).28 Die 
Türkei hat die Scharia von Rechts wegen 
abgeschafft und ist nach Art. 2 ihrer Ver-
fassung ein laizistischer Rechtsstaat, wel-
cher nach Art. 24 Abs. 1 der Verfassung die 
Religionsfreiheit achtet. Im Januar 2005 
unterzeichnete die Türkei das Protokoll Nr. 
13 der Europäischen Konvention zum 
Schutze der Menschenrechte29 und Grund-
freiheiten sowie im April das Zweite Fakul-
tativprotokoll zum Internationalen Pakt 
über bürgerliche und politische Rechte30, 
die die Abschaffung der Todesstrafe zum 
Gegenstand haben. Durch das Streben der 
Türkei um die Aufnahme in die Europäi-
sche Union wird die Menschenrechtsent-
wicklung in der Türkei unterstützt.  

Seit der Ära Deng Xiaoping (1979-1997) 
sind gewisse Fortschritte für die Anerken-
nung von Menschenrechten und Rechts-
staatlichkeit in China zu verzeichnen. Die 
geltende Verfassung Chinas enthält zwar 
klassische Freiheitsrechte und soziale Rech-
te sowie neuerdings das Eigentumsrecht. 
(„Das legale Privateigentum ist unantast-
bar.“ „Der Staat respektiert und schützt die 
                                                      

                                                     

28  Dazu eingehend Said Mahmoudi, The Sharî‘a in 
the New Afghan Constitution. Contradiction or 
Compliment?,  in: ZaöRV 64 (2004), S. 867-880. 

29  Protokoll Nr. 13 zur Konvention zum Schutz 
der Menschenrechte über die vollständige Ab-
schaffung der Todesstrafe. 

30  Zweites Fakultativprotokoll zu dem Internatio-
nalen Pakt über bürgerliche und politische 
Rechte zur Abschaffung der Todesstrafe vom 
15. Dezember 1989, UN-Dok. A/RES/44/128, 
Annex; BGBl. 1992 II S. 391. 

Menschenrechte.“).31 Allerdings werden 
auch heute Rechte wie die Meinungs-, Re-
de- und Demonstrationsfreiheit gegenüber 
dem Staat nicht anerkannt, weil sie unter 
dem Vorbehalt der Staatsraison stehen. 
Trotz einer traditionell stark vom Gedan-
ken der Über- und Unterordnung gepräg-
ten Gesellschaft32 existiert im chinesischen 
Volk ein Menschenrechtsbewußtsein, wel-
ches unter anderem in der konfuzianischen 
Tradition wurzelt.33 Der Konfuzianismus 
dogmatisiert Sittlichkeit, Menschenliebe34, 
Vervollkommnung des Einzelnen, Unpar-
teilichkeit und moralische Selbstreflexion, 
welche notwendig Subjektivität und Wür-
de voraussetzen.35 Jeder Mensch besitzt 
nach klassisch chinesischer Philosophie 
eine ihm angeborene Würde36, die durch 
einen Machthaber weder gewährt noch 
genommen werden kann, sondern diesen 
bindet. Die konfuzianische Lehre kennt das 
Konzept der Herrschaftsbegrenzung37 und 
stellt Gerechtigkeit und Menschlichkeit 
gegen reines Nützlichkeitsdenken (Utilita-
rismus) in den Mittelpunkt.38 Mong Dsi 

 
31  Ai-Er Chen, Das Verständnis der Menschenrech-

te in China und im Westen, in: Georg Nolte/ 
Hans–Ludwig Schreiber, Der Mensch und seine 
Rechte, 2004, S. 137-150 (S. 146f.)  

32  Chen (Fn.  31), S. 142ff. 
33  Qunianfan Zhang, The Idea of Human Dignity in 

Classical Chinese Philosophy, in: Journal of 
Chinese Philosophy 27 (2000), S. 299-330. 

34  Vgl. Konfuzius, Gespräche, hrsg. v. Ralf Moritz, 
1998, Kap. XII; dazu Hans  v. Ess, Der Konfuzia-
nismus, 2003, S. 21ff. 

35  Dazu Zhang (Fn. 33), S. 299ff. 
36  Dazu Gregor Paul, Konzepte der Menschenwür-

de in der klassischen chinesischen Philosophie 
www.eko-haus.de/menzius/wuerde.htm (zu-
letzt besucht am 12. Februar 2008); Chen (Fn. 
31), S. 142.   

37  Ludger Kühnhardt, Menschenrechte, politisches 
Denken und politische Systeme, in: EuGRZ 
1986, 665-670 (S. 668). 

38  Heiner Roetz, China und die Menschenrechte, in: 
Gregor Paul/Caroline Y. Robertson-Wensauer 
(Hrsg.), Traditionelle chinesische Kultur und 
Menschenrechtsfrage, 1998, S. 37-55 (S. 52); Gre-
gor Paul, Menschenrechtsrelevante Traditions-
kritik, in: Gunter Schubert (Hrsg.), Menschen-
rechte in Ostasien, 1999, S. 75-108 (S. 79). 
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(Meng K’o, 4. Jh. v. Chr., Lehrgespräche, 
1994, S. 42), der zweitwichtigste Lehrer des 
Konfuzianismus, sprach:  

Warum wollt Ihr durchaus vom Nutzen 
reden, o König? Es gibt doch auch den an-
deren Standpunkt, daß man einzig und 
allein nach Menschlichkeit und Recht fragt. 
[…] Darum wolltet auch Ihr, o König, Euch 
auf den Standpunkt stellen: ‚Einzig allein 
Menschlichkeit und Recht! 

 Die chinesische Philosophie kennt einen 
Begriff moralischer Autonomie, die aus 
dem allen Menschen eigenen Sinn für Ver-
nunft und Gerechtigkeit folgt.39 Mong Dsi 
sagt: „Recht und Unrecht zu unterscheiden 
ist der Anfang der Weisheit“ und diese 
Anlage habe jeder Mensch (Meng K´o, 
Mong Dsi, S. 74). Konfuzius lehrt, daß alle 
Menschen die gleichen Rechte haben. Der 
Jen, Menschlichkeit und Nächstenliebe, soll 
die menschlichen Beziehungen bestim-
men.40 Auf die Frage von Zig-Gong nach 
einer Richtschnur für alles menschliche 
Handeln antwortete bereits Konfuzius mit 
der Goldenen Regel:  

Das ist ‚gegenseitige Rücksichtnahme’. 
Was man mir nicht antun soll, will ich auch 
nicht anderen Menschen zufügen.41  

Im Mittelpunkt der „animistischen“ afrika-
nischen Weltanschauung steht der Mensch, 
der seine Autonomie wahrnimmt, seine 
eigene Verantwortung und Freiheit.42 Der 
vorkoloniale afrikanische Humanismus 
gründet auf der Würde des Menschen. Er 
enthält, unbeschadet der nicht zu leugnen-
den, wichtigen und bestimmenden Funkti-
                                                      

                                                     

39  Paul (Fn. 36), 1999, S. 95 ff.; Meng K´o, Mong Dsi 
– Die Lehrgespräche des Meisters Meng K´o, 
übersetzt v. Richard Wilhelm, 1994, S. 163 ff., s. 
a. S. 187 

40  Gerhard Fetzner, Der Konfuzianismus und Ta-
oismus im Überblick, 2000, www.efg-
hohenstaufenstr. de/downloads/mission/wr_ 
konfuzianismus.html (zuletzt besucht am 7. Fe-
bruar 2008), S. 2. 

41  Konfuzius (Fn. 34), S. 24; dazu auch v. Ess (Fn.  
34), S. 23f. 

42  Isaac Nguéma, Perspektiven der Menschenrechte 
in Afrika. Die Wurzeln einer ständigen Heraus-
forderung, in: EuGRZ 1990, S. 302-305 (304 f.). 

on des Clans, viele Werte, welche mit der 
Freiheit und den universellen Menschen-
rechten kongruent sind, wie das Bild des 
„inneren Kopfes“ (Ori inu), dem morali-
schen Personenbegriff in der Yoruba-
Kultur43, welcher der Idee der Begabtheit 
mit Vernunft und Gewissen, der Selbstbe-
stimmung (im Rahmen seines Schicksals) 
entspricht. Christian Tomuschat stellt fest: 

Right to life, freedom of expression, free-
dom of religion, freedom of association and 
movement, right to work and to education 
figured prominently among the liberties 
which Africans enjoyed before the era of 
colonisation.44  

In der Afrikanischen Charta der Rechte der 
Menschen und Völker werden diese Rechte 
genannt. Das Diskurs- und Konsensprinzip 
als Grundidee moderner westlicher Demo-
kratien hat in der afrikanischen Institution 
des „Palavers“ eine lange Tradition. Unter 
allen Betroffenen wird solange beraten, bis 
ein Konsens erzielt ist.45 In einer schriftlo-
sen Tradition und unter einer weitgehend 
analphabetischen Bevölkerung ist das tra-
ditionelle Palaver den Mechanismen mo-
derner Demokratie sogar überlegen. Das 
Verbot von Willkür und Machtmißbrauch 
ist traditionell verankert.46 Erst seit Afrika 
versucht hat, als Folge der durch die Kolo-
nialisierung bewirkten Universalisierung 
europäischer Staatsformen, innerhalb der 
ehemaligen Kolonialgrenzen moderne Ter-
ritorialstaaten zu errichten47, zeigte sich 

 
43  Hans G. Hödl, Einführung in die Religion der 

Yorúbà, 2003, S. 12f., 15f.,  www.univie.ac.at/ 
religionswissenschaft/ AfRelII.pdf (zuletzt be-
sucht am 13. Februar 2008) 

44  Christian Tomuschat, Is Universality of Human 
Rights Standards an Outdated and Utopian 
concept?, in: Roland Bieber et al. (Hrsg.), Das 
Europa der zweiten Generation, Gedächtnis-
schrift für Christoph Sasse, 1981, S. 585-609  (S. 
594).  

45  Bénézet Bujo, Welches Weltethos begründet die 
Menschenrechte?, in: Jahrbuch für christliche 
Sozialwissenschaften, 39 (1998), S. 36-53 (S. 51). 

46  Vgl. Kühnhardt (Fn. 37), S. 668. 
47  Insoweit zu Recht kritisch Martti Koskenniemi, 

The Gentle Civilizer of Nations The Rise and 
Fall of International Law 1870 - 1960, S. 176f. 
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das Bedürfnis unabweisbar, die Menschen 
vor der Willkür von Staatsoberhäuptern zu 
schützen.48  

 

Zwischenergebnis: 

Die Menschenwürde ist nicht nur in der 
christlich-abendländischen Kultur, sondern 
in allen großen Zivilisationen der Welt 
grundsätzlich anerkannt. Selbst wenn das 
atlantische Menschenrechtskonzept histo-
risch der Ausgangspunkt der Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte von 1948 
gewesen ist, hat es sich jedenfalls durch die 
überkulturelle Akzeptanz der Allgemeinen 
Menschenrechtserklärung universalisiert. 
Das kulturelle Erbe nicht-westlicher Prove-
nienz erweitert die gemeinsame konzepti-
onelle Basis der Menschenrechtsidee. Eine 
Bevormundung anderer Kulturen durch 
das Prinzip der Menschenwürde ist daher 
nicht zu befürchten. Gerade das mit der 
Menschenwürde verbundene Gebot des 
Respekts gegenüber dem Anderen sowie 
die in ihr enthaltene Idee der Selbstbe-
stimmung verlangen, daß keine Kultur ihre 
Erkenntnisse über die Wahrheit einer an-
deren aufzwingen darf.  

 

II. Kulturspezifisch materialisierbarer 
Bereich der Menschenrechte 

Die universelle Geltung der Menschen-
würde und daraus abgeleiteter Menschen-
rechte führt nicht zu einer globalen Ein-
heitskultur. Denn die inhaltliche Ausgestal-
tung der Menschenrechte verbleibt in den 
Grenzen ihres Wesensgehalts dem politi-
schen Willen der Völker, der sich naturge-
mäß an eigenen nationalen, traditionellen 
sozialen, kulturellen und religiösen An-
schauungen sowie sozialen und ökonomi-
schen Gegebenheiten ausrichtet.49 Ein 
„Recht auf bezahlten Urlaub“ (Art. 24 

                                                      

                                                     

48  Nguéma (Fn. 42), S. 302f. 
49  Vgl. König (Fn. 15), S. 61; Philippe Mastronardi, 

Menschenwürde und kulturelle Bedingtheit des 
Rechts, in: Thilo Marauhn (Hrsg.), Die Recht-
stellung des Menschen im Völkerrecht, 2003, S. 
55-81 (S. 67ff.).  

AEMR) z.B. setzt einen sozial und wirt-
schaftlich entwickelten Staat voraus. Die 
Abschlußerklärung der 2. Weltmenschen-
rechtskonferenz (Wiener Erklärung vom 
25. Juni 1993) enthält in Art. 5 einen Ab-
schnitt, demzufolge die „Bedeutung nationa-
ler und regionaler Besonderheiten und unter-
schiedlicher historischer, kultureller und religi-
öser Voraussetzungen“ jedes Landes bei der 
Umsetzung der Menschenrechte berück-
sichtigt werden muß. Für das afrikanische 
Verständnis etwa, wonach Teilen ein heili-
ges Gebot ist, erscheint ein Recht am Eigen-
tum nicht selbstverständlich und kann nur 
in einem gemeinschaftsgebundenen Sinne 
Anerkennung finden. Die Bedeutung von 
Gruppenrechten in der Banjul Charta (Art. 
22 ff.) trägt den kulturellen Besonderheiten 
Afrikas Rechnung. 

 

III. Individualismus versus Gemein-
schaftsbezogenheit 

These: Menschenrechte sind Ausdruck eines 
„individualistischen Menschenbildes“, 
welches im Widerspruch zur Gemein-
schaftsbezogenheit afrikanischer, asiati-
scher oder auch islamischer Werte steht 
und eine universelle Menschenrechtsgel-
tung in Frage stellt.50  

Die afrikanischen, asiatischen und islami-
schen Kulturkreise gelten im Gegensatz zu 
den westlichen stärker gemeinschafts- als 
individualismusorientiert. Jene setzen 
vermehrt auf Pflichten als auf individuelle 
Rechte und betonen den Vorrang traditio-
neller Werte gegenüber innovativer Um-
wälzung.51  

 

 

 
50  Bielefeldt (Fn. 10), S. 150ff.; Gunter Schubert, Zwi-

schen Konfuzius und Kant, Ansätze zur Opera-
tionalisierung eines interkulturellen Menschen-
rechtsdialogs mit Ostasien, in: ders. (Hrsg.), 
Menschenrechte in Ostasien. Zum Streit um die 
Universalität einer Idee II, 1999, S. 19 -51. 

51  Dieter Senghaas, Zivilisierung wider Willen, Der 
Konflikt der Kulturen mit sich selbst, 1998, S. 
175ff. 
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Antithese: Die Betonung der Persönlichkeit 
des Menschen steht der Gemeinschaftsbe-
zogenheit des Menschen und seiner Rechte 
nicht entgegen. 

Grundforderung der Menschenwürde ist, 
daß der Mensch überhaupt als Rechtssub-
jekt erkannt wird, wie dies Art. 6 AEMR 
hervorhebt und Art. 16 IPbpR normiert. 
Soweit von einem kulturellen Standpunkt 
aus subjektive Rechte grundsätzlich abge-
lehnt werden und der einzelne Mensch nur 
als Objekt familiärer, gesellschaftlicher o-
der staatlicher Ordnung verstanden wird, 
steht der universelle Menschenwürdege-
halt der Menschenrechte einer solchen Po-
sition allerdings entgegen. Gemeinschafts-
bezogenheit oder Gruppenrechte jedoch 
schließen subjektive Rechte nicht aus, wie 
die z.B. die Afrikanische Menschenrechts-
charta zeigt. Die dort und auch im Rahmen 
der Vereinten Nationen anerkannten 
Gruppenrechte, insbesondere das „Recht 
auf Entwicklung“ zeigen, daß diese „Men-
schenrechte der dritten Generation“, die 
von den Entwicklungsländern in den Men-
schenrechtsdiskurs eingebracht worden 
sind, nun in der Völkergemeinschaft aner-
kannt werden.52 

Andererseits ist mit der Einsicht in die 
Würde, die Selbstverantwortung, die Sub-
jekthaftigkeit und die Willensautonomie 
jedes einzelnen Menschen nicht notwendig 
ein egoistischer Individualismus verbun-
den, der für den westlichen Liberalismus 
typisch sein soll.53 Schon in der Antike galt 
der Mensch als Gemeinschaftswesen, als 

                                                      

                                                     

52  Z. B. Res 2004/7, The right to development, 
Commission on Human Rights, UN-Dok. 
E/CN.4/Sub.2/2004/L.11/Add. 1 vom 13. 
April 2004; Decision 2003/116 vom 14. August 
2003, Sub-Commission on the Promotion and 
Protection of Human Rights, UN-Dok. 
E/CN.4/Sub.2/2003/L.7 vom 6. August 2003; 
United Nations Millenium Declaration, UN-
Dok. A/RES/55/2 vom 18. August 2000, para. 
11 ff.; UN-Dok. A/RES/57/223 v. 27. Februar 
2003. 

53  Josef Isensee, Grundrechtliche Freiheit – Republi-
kanische Tugend, in: Erich Geißler (Hrsg.), Ver-
antwortete politische Bildung, 1988, S. 65-78 (S. 
71). 

Zoon Politikon.54 Im Christentum ist die 
Pflicht zur Nächstenliebe neben der Selbst-
liebe verankert. In seiner Rechtslehre kon-
zipiert Kant als Philosoph abendländischer 
Aufklärung Freiheit als allgemeine und 
gleiche Freiheit, welcher die (durch das 
allgemeine Gesetz materialisierte) Ge-
meinwohlverpflichtetheit immanent ist.55 
Weil jedem Menschen die gleiche Würde 
und Freiheit zukommt, verlangt der kate-
gorische Imperativ, der sich an den jeweils 
eigenen Willen richtet, zugleich die unbe-
dingte Anerkennung auch jedes anderen 
Menschen als Rechtssubjekt.56 Es ist in der 
europäischen Rechtslehre und Praxis aner-
kannt, daß die Menschenrechte nicht nur 
eine subjektiv-persönliche, sondern eben-
falls eine soziale Funktion haben.57 Nach 
Art. 29 AEMR hat jeder Mensch „Pflichten 
gegenüber der Gemeinschaft“. Das Men-
schenbild der Allgemeinen Menschen-
rechtserklärung ist nicht das eines isolier-
ten, selbstbezogenen Individuums, sondern 
das eines gemeinschaftsbezogenen und  
-gebundenen Menschen.  

 

IV. Kulturkritische Komponente der 
Menschenwürde  

Auf der Wiener Menschenrechtskonferenz 
1993 haben alle Staaten anerkannt: „The 
universal nature of these rights and freedoms is 
beyond question“. Die Wiener Erklärung 
betont außerdem in Absatz 5, daß ungeach-
tet des politischen, wirtschaftlichen und 

 
54  Aristoteles, Politik, Schriften zur Staatstheorie, 

übersetzt und hrsg. v. Franz Schwarz, 1989, S. 
78 (1252 b.) 

55  Immanuel Kant, Metaphysik der Sitten, (A 1797 / 
B 1798), hrsg. v. Wilhelm Weischedel, Sonder-
ausgabe 1983, Bd. 7, S. 345 (AB 45). 

56  Immanuel Kant, Grundlegung zur Metaphysik 
der Sitten, (A 1785 / B 1786), v. W. Weischedel, 
1983, Bd. 6,  S. 67 (BA 76, 77) ff. 

57  Peter Häberle, Die Wesensgehaltsgarantie des 
Art. 19 Abs. 2 GG. Zugleich ein Beitrag zum in-
stitutionellen Verständnis der Grundrechte und 
zur Lehre vom Gesetzesvorbehalt, 3. stark er-
weiterte Aufl., 1983, S. 11; Karl Albrecht Schacht-
schneider, Freiheit in der Republik, 2006, S. 
376ff.; EuGH, Rs 4/73 Nold  ./. Kommission, 
Slg. 1974, S. 491 (507, Rn. 14) st. Rspr. 
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kulturellen Systems eine Pflicht der Staaten 
zum Schutz der Menschenrechte bestehe. 
Abzulehnen ist ein Vorrang „sozialer“ und 
„kultureller“ gegenüber „liberalen“ und 
„politischen“ Grundrechten, wie dies auch 
umgekehrt nicht der Fall ist, weil diese 
Gruppen von Rechten in wechselseitiger, 
gleichrangiger Bedingtheit stehen und in-
soweit unteilbar sind.58 Auch Entwick-
lungsrückstände entschuldigen nicht die 
Verletzung universeller Menschenrechte in 
ihrem Kern und sind einem tabustabilisie-
renden Kulturrelativismus nicht zugäng-
lich. Menschenrechte enthalten in ihrem 
Wesensgehalt eine „kulturkritsche Kom-
ponente“. Sie sind ein „kritischer Maßstab 
moderner Interkulturalität“59, welcher ei-
nen kulturellen Wandel einleiten kann. 
Sklaverei und Rassendiskriminierung wer-
den inzwischen fraglos weltweit geächtet. 
Die Berufung auf die „Kultur“ wird insbe-
sondere dann zweifelhaft, wenn bestimmte 
Gepflogenheiten nicht allgemein gelten. In 
der Bibel enthaltene Regeln, wie die, wo-
nach die Frau dem Mann untertan sein 
solle60 oder gar martialische Strafen wie die 
Steinigung (NT, Johannes, 8, 3-7) sind mit 
dem modernen Menschenrechtsverständ-
nis genauso unvereinbar wie eine entspre-
chende Sure (2, 228) im Koran, wonach der 
Mann zwar nicht vor Gott, aber im Leben 
gegenüber der Frau bevorzugt sei.  

Der Konsens über universelle Menschen-
rechte kann nicht lediglich die Schnittmen-
ge der weltweit empirisch vorhandenen 
kulturellen Wertorientierungen bedeuten. 
Vielmehr stehen die Pluralität kultureller 
Lebensformen und religiöser, weltanschau-
licher Orientierungen unter der zwingen-
den normativen Bedingung, daß sich die 
Menschen trotz aller Unterschiede in ihrer 
gleichen Würde und Selbständigkeit achten 
und die Staaten darauf hinwirken. An eini-
gen Beispielen, die immer noch kulturelle 
Wertungswidersprüche aufwerfen, sollen 

                                                      

                                                     

58  Siehe auch: Georg Lohmann et al., Die Menschen-
rechte, unteilbar und gleichgewichtig, 2005. 

59  Bielefeldt (Fn. 10), S. 146f. 
60  Neues Testament, Paulus, 1. Korinther, 11.  

die von der Menschenwürde gebotenen 
Toleranzgrenzen gegenüber den empiri-
schen Kulturen veranschaulicht werden:  

 

1. Diskriminierungsverbot, Bevormun-
dung 

Aus der universellen Menschenwürde, 
welche die gleiche Vernunftbegabtheit aller 
Menschen annimmt (Art. 1 AEMR), folgt 
das allgemeine Diskriminierungsverbot 
(Art. 7 AEMR, 2, 3 IPbpR). So paßt das Kas-
tenwesen nicht mit der Idee der gleichen 
Freiheit und Würde aller Menschen zu-
sammen. Auch ein eventuelles „Menschen-
recht auf Anderssein“ hilft hier nicht wei-
ter, weil dieses nur die Menschenwürde 
materialisieren und nicht das Fundamen-
talprinzip der gleichen Achtung, die jedem 
Menschen unabhängig von seiner Her-
kunft, seiner Religion, seiner Rasse und 
seines Geschlechts entgegengebracht wer-
den soll, in Frage stellen kann.61 In dieser 
Erkenntnis enthält die indische Verfassung 
ein Verbot der Diskriminierung wegen der 
Kastenzugehörigkeit und zielen die indi-
schen Gesetze auf eine Verbesserung der 
gesellschaftlichen Stellung „minderer“ Kas-
tenangehöriger, die rechtlich und gesetz-
lich nicht von den höchsten Staatsämtern 
ausgeschlossen werden. In Indien ist die 
Menschenrechtsidee durch den englischen 
Kolonialismus zwar befördert, aber selb-
ständig aufgenommen worden.  

Art. 5 der Kairoer Erklärung der Men-
schenrechte vom 5. August 1990 formuliert 
zwar den Grundsatz gleicher Würde, aber 
im Gegensatz zum UN-Übereinkommen 
zur Beseitigung jeder Form von Diskrimi-
nierung der Frau62 nicht gleicher Rechte 
zwischen Mann und Frau:  

 
61  Dazu Karl-Otto Apel, Anderssein ein Menschen-

recht? Über die Vereinbarkeit universaler Nor-
men mit kultureller und ethnischer Vielfalt., in: 
Hilmar Hoffmann/Dieter Kramer (Hrsg.), An-
derssein, ein Menschenrecht. Über die Verein-
barkeit universaler Normen mit kultureller und 
ethnischer Vielfalt, 1995, S. 9-20ff. 

62  Vom 18. Dezember 1979, UNTS Bd. 1249, S. 13; 
BGBl. 1985 II S.648. 
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Woman is equal to man in human dignity, 
and has rights to enjoy as well as duties to 
perform.   

Ohne Verstoß gegen die Menschenwürde 
können Pflichten von Männern und Frau-
en, wenn dies sachlich gerechtfertigt ist, 
unterschiedlich geregelt sein. Jedoch tasten 
Gesetze, welche von der generell einge-
schränkten Erkennungsfähigkeit, Vernunft, 
Verantwortungsfähigkeit und Mündigkeit 
der Frau ausgehen, etwa ein vermindertes 
Zeugnisrecht, die paternalistische Bevor-
mundung von Frauen bei der Eheschlie-
ßung durch einen Heiratsvormund (Wali) 
oder das einseitige Recht des Mannes, seine 
Frau zu verstoßen und zu Erziehungszwe-
cken zu züchtigen, die Menschenwürde an, 
weil die Frau, wie auch die Kairoer Erklä-
rung anerkennt, keine mindere Würde hat 
als der Mann.   

 

2. Gewissens- und Religionsfreiheit 

Grundsätzlich gilt nach der Kairoer Erklä-
rung der Menschenrechte vom 5. August 
1990 „religious belief“ als verbotene An-
knüpfung für Ungleichbehandlung. Den-
noch ist gemäß Art. 5 der Kairoer Erklä-
rung für das Eherecht eine Einschränkung 
wegen der Religionszugehörigkeit nicht 
ausgeschlossen. Ein Muslim kann eine 
Christin oder Jüdin heiraten, weil aus tradi-
tionell-islamischer Sicht der Mann die Reli-
gion der Familie bestimmt. Eine Muslimin 
darf deshalb ausschließlich Muslime heira-
ten. Bei Zuwiderhandlung droht nach der 
Scharia die Todesstrafe, weil eine solche 
Heirat der Frau als Abfall vom Islam ge-
wertet wird.   

Das Kopftuch als Ausdruck einer (aller-
dings nicht unbestrittenen) religiösen 
Pflicht kann demgegenüber in einer Gesell-
schaft, die an den Anblick unbedeckter 
Frauen nicht gewöhnt ist, zum Schutz der 
Menschenwürde und Freiheit der Frau 
beitragen und toleriert werden, solange die 
Frauen das Tragen dieser Bedeckung ihrer 
Überzeugung entsprechend (ungestraft) 
selbst entscheiden können und ihre Selbst-
bestimmung dadurch gewahrt bleibt. Um-
gekehrt muß sich ein Kopftuchverbot in 

öffentlichen Einrichtungen an der Religi-
onsfreiheit messen lassen, kann jedoch in 
einem laizistischen Staat gerechtfertigt sein, 
wie der EGMR für die Türkei entschieden 
hat (Leyla Şahin ./. Türkei, Nr 44774/98; Zey-
nep Tekin ./. Turkey, Nr. 41556/98).  

 

3.  Körperliche Integrität und Selbstbe-
stimmung der Frau 

Personalität, Selbstbestimmung, Leben und 
Gesundheit als vitale Basis der Menschen-
würde werden in den Fällen traditioneller, 
weiblicher Genitalbeschneidungen schwer-
wiegend bedroht. Sie verstümmeln die 
physische und psychische Gesundheit und 
Integrität, das Leben der Frauen sowie ihre 
Sexualität und damit auch ihr Personsein.63 
Ernsthafte gesundheitliche Probleme sind 
regelmäßige Folge dieser Eingriffe. Nicht 
selten enden sie mit dem Tod. Würden 
solche Behandlungen, die meist von gutbe-
zahlten Beschneiderinnen unter mangelhaf-
ten hygienischen Verhältnissen vorge-
nommen werden, vom Staat ausgehen, 
könnte man von grausamer, unmenschli-
cher Behandlung (Art. 7 IPbpR) sprechen. 
Die Staaten haben jedoch die Pflicht, solche 
menschenrechtswidrigen Praktiken zwi-
schen Privaten nicht nur zu unterbinden, 
sondern auch effektiv zu ahnden. Dies folgt 
aus der grundrechtlichen Schutzpflicht, die 
mit jedem Menschenrecht verbunden und 
speziell für den Schutz des Lebens auch 
positiv geregelt ist (vgl. Art. 6 Abs. 1 Satz 2 
IPbpR, Art. 4 Banjul-Charta). Ebenfalls die 
Staatengemeinschaft trifft insofern eine 
Schutzpflicht.64 

Der Islam schreibt die weibliche Beschnei-
dung nicht vor, sondern verbietet sie viel-
mehr (Konferenz am 22. und 23. November 
2006 in der al-Azhar-Universität in Kairo). 
Eine der Werte der Scharia ist die „Hur-

                                                      
63  Dazu Franziska Gruber/Katrin Kulik/Ute  Binder, 

Studie zu weiblicher Genitalverstümmelung im 
Auftrag v. Terre des Femmes e.V., 2005, abruf-
bar unter www.frauenrechte.de/tdf/pdf/ 
fgm/EU-StudieFGM.pdf, (zuletzt besucht 
14.Februar 2008). 

64  Vgl. auch Kerstin Ebock  (Fn 10), S. 215 ff. 



MRM —MenschenRechtsMagazin Heft 1/2008 38 

ma“, die körperliche Unversehrtheit. Aus 
der Sicht der Menschenwürde können sol-
che Praktiken auch nicht unter Berufung 
auf eine lange Tradition hingenommen 
werden. Daß damit die „Würde“ (Reinheit) 
der Frau erst rituell hergestellt werde, ist 
nicht überzeugend. Die mit einer solchen 
Vorstellung u. a. verbundene einseitige 
Projektion ungezügelter Sexualität auf die 
Frau, welche „beschnitten“ werden müsse, 
ist mit ihrer angeborenen (gleichen) Würde 
nicht zu vereinbaren. Oft mit Gewalt, zu-
mindest unter dem Druck völliger sozialer 
Mißachtung werden die betroffenen Mäd-
chen zum Zwecke vermeintlich höherer 
Treue eines entscheidenden Teils ihrer mit 
ihnen geborenen Weiblichkeit und damit 
ihrer Subjekthaftigkeit beraubt und zum 
Objekt der Gesellschaft, insbesondere ihrer 
späteren Ehemänner degradiert. Unter dem 
gegebenen sozialen Druck und weil die 
Mädchen zumeist minderjährig sind, kann 
in der Genitalverstümmelung objektiv kein 
selbstbestimmtes oder selbstgewähltes Ver-
fahren gesehen werden. Hilferufe betroffe-
ner Frauen an die Weltöffentlichkeit und 
Reaktionen vieler Frauen nach entspre-
chender Aufklärung zeigen dies. In der 
Abschlußerklärung der UN-Menschen-
rechtskonferenz in Wien 1993 ist zum ers-
ten Mal geschlechtsspezifische Gewalt in 
Form von gesundheitsschädigenden Prak-
tiken als unvereinbar mit der Würde und 
dem Wert der menschlichen Person verur-
teilt worden. In ihrer Resolution 48/104 
vom 20. Dezember 1993 „Erklärung über 
die Beseitigung der Gewalt gegen Frauen“ 
benannte die UN-Generalversammlung 
Genitalverstümmelung als eine spezifische 
Form der Gewalt gegen Mädchen und 
Frauen und damit als Menschenrechtsver-
letzung. Auf der Weltfrauenkonferenz 1995 
in Peking verpflichteten sich die Unter-
zeichnerstaaten, darauf zu verzichten, Ge-
nitalverstümmelung als Brauch, Tradition 
oder religiösen Beweggrund geltend zu 
machen, um sich so der Verpflichtung der 
Beseitigung von Gewalt gegen Frauen zu 
entziehen. Die Afrikanische Charta für 
Frauenrechte in Afrika bezieht sich explizit 
auf die weibliche Genitalverstümmelung: 
Die Regierungen werden aufgefordert, 

Aufklärung über schädliche Praktiken zu 
betreiben, weibliche Genitalverstümme-
lung und andere schädliche Praktiken ge-
setzlich zu sanktionieren sowie Opfer die-
ser Praktiken auf gesundheitlichem und 
rechtlichem Bereich ihre Unterstützung zu 
bieten. Immerhin haben inzwischen einige 
afrikanische Staaten weibliche Genitalver-
stümmelung verboten und unter Strafe 
gestellt.65  

Auch die Tötung von Frauen aus Gründen 
der Familienehre kann nicht mit kulturel-
len Traditionen gerechtfertigt werden. Die 
Frau wird in ihrer Würde verletzt, indem 
ihr Recht auf Leben vollständig dem Inte-
resse des Familienclans untergeordnet 
wird, neben der ihr als Person keine eigen-
ständige Achtung entgegengebracht wird. 
In der Türkei etwa ist dies als Mord straf-
bar. Der indische Staat hat die in Indien 
noch heute teilweise praktizierte Witwen-
verbrennung als Mord unter Strafe gestellt.  

Problematisch bleibt allerdings, daß die 
Verfolgung solcher Verbrechen nicht hin-
reichend effizient ist. Strafen allein genü-
gen im Falle traditionell tief verwurzelter 
Überzeugungen meist nicht. Um einen ge-
sellschaftlichen Wandel zu bewirken, müs-
sen Initiativen und Aufklärungsarbeit un-
ter Aufzeigung von Alternativen, am wir-
kungsvollsten von (auch männlichen) Vor-
reitern aus dem eigenen kulturellen Um-
feld hinzukommen. Ein Schritt in diese 
Richtung ist z.B. die am 26. Oktober 2005 
veröffentlichte Fatwa islamischer Geistli-
cher in Mogadischu, die sich gegen die 
Beschneidung an Mädchen richtet. 

 

                                                      
65  Ägypten (seit 2007 vollständiges Verbot), Benin 

(2005), Äthiopien, Burkina Faso (seit 1997), 
Dschibuti (1995),  Elfenbeinküste (1998), Eritrea 
(2007), Guinea (1989), Senegal (1999), Tansania 
und Togo. Dazu auch Regina Kalthegener, Recht-
liche Regelungen gegen weibliche Genitalver-
stümmelung, Beispiele aus afrikanischen Län-
dern, in: djb (Deutscher Juristinnenbund), aktu-
elle Informationen 2/2003, S. 23-26 (S. 24). 
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Zwischenergebnis: 

Grenzen der Kulturrelativität der Men-
schenrechte ergeben sich, wenn der Gehalt 
der Menschenwürde, nämlich das Person-
sein des Menschen, seine körperliche, seeli-
sche und geistige Integrität, seine Ver-
nunftbegabheit und Selbstbestimmung 
angetastet werden. 

 

V. Fazit 

Der Grundsatz der Menschenwürde ist 
nicht nur eine abendländische Tradition, 
sondern Ergebnis einer universellen kultu-
rellen Entwicklung aufgrund von Unrecht-
serfahrungen. Sie findet in allen Kulturen 
eine Verankerung. Zudem bekennen sich 
innerhalb der Vereinten Nationen alle Staa-
ten grundsätzlich zum Prinzip der Men-
schenwürde. Die universelle Geltung der 
Menschenwürde und daraus abgeleiteter 
Menschenrechte führt nicht zu einer globa-
len Einheitskultur, weil die Menschenwür-
de aufgrund ihrer Formalität kulturspezi-
fisch unterschiedlich materialisierbar ist. 
Wer das Menschenwürdekonzept dennoch 
als menschenrechtlichen Werteimperialis-
mus kritisiert, beruft sich auf das Prinzip 
der Selbstbestimmung. Dieses ist aber ge-
rade der wesentliche Gehalt der Men-
schenwürde. Es fordert grundsätzlich die 
Zulassung verschiedener Lebensentwürfe 
und Ordnungen, solange das Prinzip selbst 
nicht aufgegeben wird. Darin lieg die kul-
turkritische Komponente der Menschen-
würde, die mit der Universalität der Men-
schenwürde verbunden ist. Die materiel-
len, sittlichen Vorstellungen der Menschen 
sind zwar durch ihre jeweilige Kultur (un-
terschiedlich) geprägt, doch ist der Mensch 
aufgrund seiner Vernunftbegabtheit 
grundsätzlich in der Lage, eine allgemeine-
re Position einzunehmen, welche Erfah-
rungen und Werte aus anderen Kulturen 
einbezieht. Das ermöglicht einerseits ande-
re Wertungen anzunehmen oder zu tolerie-
ren, andererseits Menschenwürdeverlet-
zungen als grobes Unrecht zu erkennen. 
Dies zeigen etwa Menschenrechtsinitiati-
ven in den betroffenen Ländern. Staatliche 
Regelungen und gesellschaftliche Prakti-

ken, welche etwa die Unterdrückung oder 
Bevormundung von Menschen aufgrund 
ihrer Herkunft, Hautfarbe oder ihres Ge-
schlechts (namentlich von Frauen im öf-
fentlichen Leben und im Ehe- und Famili-
enrecht aufgrund deren angeblich geringe-
ren Vernunftfähigkeit) zum Gegenstand 
haben oder die körperliche und seelische 
Integrität unter Mißachtung der Persön-
lichkeit bedrohen (z.B. weibliche Genital-
verstümmelung, Ehrenmorde, Witwen-
verbrennung, körperliche Züchtigung), 
sind mit dem Prinzip der Menschenwürde 
unvereinbar. Dass sich die Kultur der Men-
schenwürde nicht nur auf UN-Ebene, son-
dern auch in Staaten mit menschenrechts-
problematischen Traditionen weiterentwi-
ckelt, zeigen Hoffnung gebende Reformen 
des Familienrechts z.B. in Marokko, Tune-
sien, Verbote von Frauenbeschneidungen 
in einigen afrikanischen Staaten sowie auch 
der Einsatz islamischer religiöser Führer 
hiergegen.   
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